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A. Problem 

Das Übereinkommen Nr. 128 der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation (IAO) schafft einen zeitgemäßen Rahmen für die Alters- 
versicherung, die Invaliditäts- und die Hinterbliebenenversiche- 
rung. Das Übereinkommen überläßt es den einzelnen Mitglied- 
staaten, die es ratifizieren, die Systeme und die Methoden der 
Gewährung von Leistungen zu bestimmen, sofern diese nur 
nach Umfang und Höhe insgesamt seinen Anforderungen ent- 
sprechen. 

Nach dem Übereinkommen hat der Kreis der geschützten Per- 
sonen bei der Invaliditäts- und Altersversicherung — neben 
anderen Möglichkeiten — alle Arbeitnehmer, einschließlich der 
Lehrlinge, zu umfassen. Bei der Hinterbliebenenversicherung 
sind die Ehefrauen, Kinder und sonstige unterhaltsberechtigte 
Angehörige von Ernährern, die Arbeitnehmer oder Lehrlinge 
waren, in den geschützten Kreis einbezogen. 


B. Lösung 

Ratifizierung des Übereinkommens Nr. 128. Die Ratifizierung 
ist möglich, weil das in der Bundesrepublik Deutschland gel- 
tende Recht mit allen Vorschriften des Übereinkommens Nr. 128 
übereinstimmt. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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A. Bericht des Abgeordneten Bredl 


Der Gesetzentwurf ist in der 52. Bundestagssit- 
zung vom 26. Mai 1970 an den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung überwiesen worden, der ihn 
am 27. Mai 1970 beraten hat. 

Der Gesetzentwurf bezweckt die Ratifizierung des 
Übereinkommens Nr. 128 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation vom 29. Juni 1967 über Leistun- 
gen bei Invalidität und Alter und an Hinterblie- 
bene. 

Das Übereinkommen Nr. 128 tritt anstelle einer 
Reihe von Übereinkommen der IAO aus dem Jahre 
1933 für verschiedene Wirtschaftszweige und ver- 
schiedene Bereiche der Sozialen Sicherung im Falle 
des Alters und für Hinterbliebene. Diese älteren 
Übereinkommen der IAO sind durch die zwischen- 
zeitliche Entwicklung überholt und wurden durch 
das neue Übereinkommen Nr. 128 reformiert und 
auf den gegenwärtigen Stand gebracht. Die mate- 
riellen Vorschriften des Übereinkommens sind zu 
einem großen Teil den entsprechenden Bestimmun- 
gen des Übereinkommens Nr. 102 über die Mindest- 
normen der Sozialen Sicherheit aus dem Jahre 1952 
nachgebildet; zum Teil stimmen sie wörtlich mit 
ihnen überein. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
das Übereinkommen Nr. 102 in bezug auf alle 
Zweige der Sozialen Sicherheit ratifiziert. 


Das Übereinkommen Nr. 128 ist bis zum 15. 
Januar 1969 voll von Schweden und Norwegen und 
hinsichtlich des Teiles IV auch von Zypern ratifi- 
ziert worden. Es ist am 1. November 1969 in Kraft 
getreten. 

Das Übereinkommen Nr. 128 überläßt es den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten, die es ratifizieren, die Sy- 
steme und die Methoden der Gewährung von Lei- 
stungen zu bestimmen, sofern diese nur nach Üm- 
fang und Höhe insgesamt seinen Anforderungen 
entsprechen. Der Kreis der geschützten Personen 
bei der Invaliditäts- und Altersversicherung umfaßt 
nach dem Übereinkommen alle Arbeitnehmer, ein- 
schließlich der Lehrlinge. Bei der Hinterbliebenenver- 
sicherung sind die Hausfrauen, Kinder und sonstige 
unterhaltsberechtigte Angehörige von Ernährern, 
die Arbeitnehmer oder Lehrling waren, in den 
geschützten Personenkreis einbezogen. 

Die Gesetzgebung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf dem Gebiet der Sozialen Sicherheit ent- 
spricht voll den Anforderungen, die das Überein- 
kommen Nr. 128 an die ratifizierenden Mitglied- 
staaten stellt; es bestehen daher keine Bedenken, 
das Übereinkommen Nr. 128 zu ratifizieren. 


Bonn, den 27. Mai 1970 


Bredl 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/793 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 27. Mai 1970 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Bredl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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